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Liebe Leserinnen und Leser unserer Kanzleizeitung „Steuern & Trends“,
diese Ausgabe von „Steuern & Trends“ steht ganz im Zeichen ihres über  
30-jährigen Bestehens. Dazu gratulieren wir herzlich!

Seit der ersten Ausgabe verfolgt unsere Kanzleizeitung ein klares Ziel: Sie, unse-
re Klientinnen und Klienten, umfassend und verständlich über aktuelle steu-
erliche sowie unternehmensbezogene Entwicklungen zu informieren. Darüber 
hinaus möchten wir Ihnen auch einen Blick hinter die Kulissen unserer Kanzlei 
ermöglichen. So berichten wir regelmäßig über neue Mitarbeitende, Jubiläen, 
bestandene Prüfungen sowie über gemeinsame Aktivitäten wie Betriebsveran-
staltungen oder Ausflüge. Diese persönlichen Einblicke lockern die fachlichen 
Inhalte auf – und tragen dazu bei, dass „Steuern & Trends“ trotz der oft komple-
xen Materie eine geschätzte und gern gelesene Lektüre geblieben ist.

Auch künftig werden wir Sie in gewohnter Weise zuverlässig über steuerliche 
Neuerungen und interne Entwicklungen unserer Kanzlei informieren.

Der Mai 2026 markiert zugleich das Ende einer langjährigen Tätigkeit: Unsere 
Mitarbeiterin Ulrike Hüttl sagt leise „Servus“ und geht in den wohlverdienten 
Ruhestand. Ulli war seit Firmengründung (1978) dabei – fast fünfzig stolze 
Jahre – und hat unsere Kanzlei maßgeblich mitgeprägt und ihren Beitrag zum 
Kanzleierfolg geleistet. Vielen herzlichen Dank liebe Ulli für deine umsichtige 
Tätigkeit in unserer Kanzlei und das Beste für deinen Ruhestand.

Neben diesem besonderen Anlass durften wir auch heuer wieder zahlreiche 
Mitarbeiterjubiläen feiern. Gleichzeitig legen wir weiterhin großen Wert auf 
die fachliche Weiterentwicklung unseres Teams: Laufende Mitarbeiterschu-
lungen stellen sicher, dass wir stets auf dem aktuellsten Stand bleiben und Sie 
kompetent beraten können.

Auch unsere Kanzlei selbst entwickelt sich weiter: Durch kontinuierliche 
Modernisierungsmaßnahmen in unseren Räumlichkeiten schaffen wir ein zeit-
gemäßes und angenehmes Arbeitsumfeld – sowohl für unsere Mitarbeitenden 
als auch für Sie als unsere Klienten.

Für eine willkommene Auflockerung sorgt in dieser Ausgabe unter anderem 
ein Bericht über unser Firmen-Eisstockschießen. Selbstverständlich kommen 
auch die fachlichen Inhalte nicht zu kurz – unter anderem mit einem Beitrag 
von StB Prof. Dr. Peter Pülzl, LL.M., zur Zweitwohnsitzverordnung sowie wei-
tere interessante Fachartikel zu aktuellen steuerlichen Themen.

Abschließend wünschen wir Ihnen viel Freude beim Lesen dieser Ausgabe von 
„Steuern & Trends“ sowie eine erholsame, sonnige Sommerzeit.

STB MAG. THOMAS FRITZERNWALLNER

Editorial 

Seite 4 bis 5  	 30 Jahre „Steuern & Trends“ – Ein Spiegel der Zeit 

Seite 6	 Mitarbeiterschulung am 20.05.2026 

Seite 7	 Vertrauen Kompetenz Zukunft

Seite 8	 Ermäßigte Umsatzsteuer auf Grundnahrungsmittel –  
	 sinnvolle Entlastung oder unnötige Bürokratie?

Seite 9	 Abschied von Ulrike Hüttl

Seite 10 bis 11	 Einkommensteuerpflicht und Zweitwohnsitzverordnung

Seite 11	 E-Rechnung gewinnt weiterhin an Bedeutung

Seite 12	 Eisstock & Wintergaudi in Krimml 

Seite 13	 Neuer Finanzstraftatbestand bei zu Unrecht  
	 erklärten Verlusten

Seite 14	 Steuerreports aus Krypto-Steuertools:  
	 Warum sich der Austausch mit dem Steuerberater lohnt! 

Seite 15	 Einblick in unsere laufenden Modernisierungsmaßnahmen

Seite 16 bis 17	 Info von Gruber & Partner

Seite 18	 Die wichtigsten angekündigten Änderungen  
	 des Doppelbudgets 2027/2028

Seite 19	 Steuerfreiheit bei chiropraktischen Leistungen

Seite 20 bis 21	 Infos des Personalverrechnungs-Teams

Seite 22	 Wann liegt eine Neugründung iSd NeuFöG vor? 

Seite 23	 Info der Raiffeisenbank Oberpinzgau

INHALT

www.fritzenwallner-gandler.atBesuchen Sie unsere Website

Mag. Julian Holleis
Steuerberater, Geschäftsführer

Mag. Thomas Fritzenwallner
Steuerberater, Geschäftsführer

Florian Schwab, BA MBA
Steuerberater, Geschäftsführer

Marco Altenberger, BA
Steuerberater, Geschäftsführer

Heinrich Fritzenwallner
Steuerberater

StB Prof. Dr. 
Peter Pülzl, LL.M.
Steuerberater – Kooperationspartner

Mag. Bernd Maier
Steuerberater – Kooperationspartner

Fritzenwallner – Gandler Wirtschaftstreuhand- und Steuerberatungsgesellschaft mbH
Geschäftsführer: StB. Mag. Thomas Fritzenwallner, StB. Mag. Julian Holleis,  
StB. Florian Schwab, BA MBA, StB. Marco Altenberger, BA
5741 Neukirchen am Großvenediger, Schlosserfeld 344, T. 06565 6598, F. 06565 6598 450
5730 Mittersill, Gerlosstraße 8b, T. 06562 48658, F. 06562 48658 440
5733 Bramberg, Kirchenstraße 8, T. 06566 20 600
office@wt-fwp.at

Gruber & Partner Unternehmensberatung GmbH 
Geschäftsführer: Bernhard Gruber, Akademischer Unternehmensberater, CMC, CSE
5741 Neukirchen am Großvenediger, Schlosserfeld 344, T. 06565 2091, F. 06565 2091 460
5730 Mittersill, Gerlosstraße 8b, F. 06562 48658 440
office@gruber-partner.at

Pülzl – Fritzenwallner – Gandler Wirtschaftstreuhand- und Steuerberatungsgesellschaft mbH 
Geschäftsführer: StB. Mag. Thomas Fritzenwallner
5730 Mittersill, Gerlosstraße 8b, T. 06562 48658, F. 06562 48658-440
office@wt-pfg.at



steuern und trends steuern und trends4 5

www.fritzenwallner-gandler.atBesuchen Sie unsere Website

„Steuern & Trends“ steht seit drei Jahrzehnten für fundierte Information, fachliche 
Kompetenz und den Blick über den Tellerrand des Steuerrechts hinaus.
Als gemeinsame Initiative von Hermann Gandler, Heinrich Fritzenwallner und Bernhard 
Gruber gestartet, hat sich „Steuern & Trends“ aus einem rund 15-köpfigen Team über 
drei Jahrzehnte hinweg zu einem etablierten und festen Bestandteil der Kanzleikommu-
nikation sowie der fachlichen Information entwickelt.

DIE ANFÄNGE:  
VIEL BEWEGUNG UND NEUE REGELUNGEN
Die ersten Ausgaben spiegelten die Themen ihrer Zeit 
wider: Sparpakete mit neuen Regelungen, die Einfüh-
rung von Intrastat, gesetzliche Neuerungen wie das 
StraBAG, Fragen zur gewerblichen Sozialversicherung 
und die Arbeitnehmerveranlagung. Die 1990er-Jahre 
waren geprägt von Veränderungen – und genau diese 
Entwicklungen wurden früh aufgegriffen und ver-
ständlich aufbereitet.

KONTINUITÄT UND WEITERENTWICKLUNG
Seitdem hat sich vieles verändert – und „Steuern & 
Trends“ hat sich mitentwickelt. Inhaltlich wie auch 
in der Form. Regelmäßig berichten Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter über Neuerungen in der Buchhal-
tung, Lohnverrechnung, Bilanzierung und im Steuer-
recht. Auch unternehmensrechtliche Themen finden 
laufend ihren Platz.
Im Mittelpunkt stand dabei immer die Praxisnähe. 
Ziel war und ist es, Orientierung in einem komplexen 
und sich ständig verändernden Umfeld zu geben. 
Gerade in Zeiten schneller gesetzlicher Anpassungen 
zeigt sich der Wert verlässlicher und verständlicher 
Information besonders deutlich.

MEHR ALS FACHWISSEN
„Steuern & Trends“ war von Anfang an mehr als eine 
Fachpublikation. Es war auch ein Ort, an dem Menschen 
sichtbar wurden. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter wur-
den vorgestellt, persönliche Ereignisse wie Hochzeiten, 
Geburten oder Jubiläen fanden ebenfalls ihren Platz.
Diese Verbindung aus Fachlichem und Persönlichem 
hat das Format geprägt und stärkt bis heute das 
Miteinander in der Kanzlei. Auch in den heutigen 
Kanzleinachrichten zeigt sich dieser Gedanke weiter – 
mit Berichten über Erfolge, neue Teammitglieder und 
besondere Ereignisse.

DER BLICK NACH VORNE:  
DIGITAL UND VIELSEITIG
Mit der Digitalisierung hat sich auch „Steuern & 
Trends“ weiterentwickelt. Inhalte werden heute ver-
stärkt online bereitgestellt und durch digitale Angebote 
wie Videos, Online-Rechner und Services ergänzt.
Auch die Themenwelt hat sich erweitert: Neben klas-
sischen Steuerfragen stehen heute Digitalisierung, 
Automatisierung in der Buchhaltung und aktuelle 
rechtliche Entwicklungen im Fokus. Die Grundaufga-
be bleibt jedoch gleich: komplexe Inhalte verständlich 
und praxisnah aufzubereiten.

FAZIT – ES BEGLEITET UNTERNEHMEN  
UND KLIENTEN
„Steuern & Trends“ ist mehr als eine Publikation – es ist 
ein Stück Kanzleigeschichte. Sie begleitet Unternehmen 
und Klienten durch wirtschaftliche und steuerliche Ver-
änderungen, dokumentiert Entwicklungen und schafft 
Vertrauen durch Kontinuität.

Zum 30-jährigen Jubiläum zeigt sich: Aus einem kleinen 
Team ist ein lebendiges Informationsmedium geworden, 
das auf Erfahrung baut und zugleich den Blick konse-
quent nach vorne richtet. Heute beschäftigt die Kanzlei 
über 60 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an drei Stand-
orten in Neukirchen, Mittersill und Bramberg.

Ein besonderer Dank gilt allen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern, Autorinnen und Autoren sowie allen Weg-
begleitern, die in den vergangenen 30 Jahren „Steuern & 
Trends“ mitgetragen, mitgestaltet und mit Leben erfüllt 
haben. Ohne dieses gemeinsame Engagement wäre die-
se Entwicklung in dieser Form nicht möglich gewesen.

In diesem Zusammenhang möchten wir uns auch bei 
StB Prof. Dr. Peter Pülzl, LL.M., bedanken, der über viele 
Jahre hinweg mit seiner herausragenden fachlichen 

Expertise und seinem hohen Qualitätsanspruch einen 
wichtigen Teil zur inhaltlichen Qualität geleistet hat.

Ebenso danken wir Peter Hönigmann für die über 
viele Jahre verlässliche, hochwertige und stets part-
nerschaftliche Umsetzung im Druckbereich.

Ein herzliches Dankeschön gilt Christian Nindl 
sowie Sylvia Schwab für die langjährige, prägende 
gestalterische Begleitung, das Gespür für Design und 
die kontinuierliche Weiterentwicklung des Erschei-
nungsbildes von „Steuern & Trends“.

Unser Dank gilt auch der Raiffeisenbank Oberpinz-
gau für die langjährige, verlässliche Zusammenarbeit 
und die kontinuierliche inhaltliche Unterstützung 
von „Steuern & Trends“.

Ganz besonders hervorheben möchten wir unseren 
Dank an Hermann Gandler und Bernhard Gruber, die 
„Steuern & Trends“ von Beginn an maßgeblich mitgestal-
tet, geprägt und über Jahrzehnte hinweg entscheidend 
zur Entwicklung und Kontinuität beigetragen haben.

ANDREA DREIER

30 JAHRE „STEUERN & TRENDS“ – EIN SPIEGEL DER ZEIT

WWW.FRITZENWALLNER-GANDLER.AT
WWW.GRUBER-PARTNER.AT

WWW.WT-PFG.AT

November 2020   

Be

suchen Sie
unsereHomepag

es

WWW.FRITZENWALLNER-GANDLER.AT
WWW.GRUBER-PARTNER.AT

WWW.WT-PFG.AT

es
uchen Si

steuern & trends

WWW.FRITZENWALLNER-GANDLER.AT
WWW.GRUBER-PARTNER.AT

WWW.WT-PFG.ATN̊  100 Dezember 2020   

Be

s Sie
unsereHomepag

es
Be

suchen Sie
unsereHomepag

es

Aktuelle Informationen der FRITZENWALLNER - GANDLER Wirtschaftstreuhand- und Steuer-
beratungsgesellschaft mbH, der GRUBER & PARTNER Unternehmensberatung GmbH und der
PÜLZL - FRITZENWALLNER - GANDLER Wirtschaftstreuhand- und Steuerberatungsgesellschaft mbH

Seite 6 bis 8
COVID-19: 
Die Investitionsprämie

Seite 22 und 23  
Neue Rechtsprechungen in 
der Personalverrechnung

Seite 8 und 9
Repräsentations-
aufwendungen 

steuern & trends

WWW.FRITZENWALLNER-GANDLER.AT
WWW.GRUBER-PARTNER.AT

WWW.WT-PFG.ATN̊  114 Juni 2026   Be

suchen Sie unsere Website
s 

 •

Aktuelle Informationen der FRITZENWALLNER - GANDLER Wirtschaftstreuhand- und Steuer-
beratungsgesellschaft mbH, der GRUBER & PARTNER Unternehmensberatung GmbH und der 
PÜLZL - FRITZENWALLNER - GANDLER Wirtschaftstreuhand- und Steuerberatungsgesellschaft mbH

Seite 4 bis 5 
Wir feiern 30 Jahre  
Kanzleizeitung 
"Steuern&Trends"!

Seite 14
Die wichtigsten angekün-
digten Änderungen des 
Doppelbudgets 2027/2028

Seite 10 bis 11 
Einkommensteuerpflicht 
und Zweitwohnsitz- 
verordnung

 Vertrauen 
Kompetenz 
 Zukunft

MAG. 
SIBYLLE 
HESSE 

ZUM 20-JÄHRIGEM  
DIENSTJUBILÄUM  
im Februar 2026

WIR GRATULIEREN



steuern und trends steuern und trends6 7

Thomas Fritzenwallner 
begleitet die Entwick-
lung seit über 30 Jahren. 
Nach seinem Einstieg 
1995 führte ihn sein Weg 
über die Spezialisierung 
auf Unternehmens-
umstrukturierungen, 
Steueroptimierung und 
Finanzstrafrecht bis in 

die Geschäftsführung, die er im Zuge des Genera-
tionenwechsels 2008 übernahm. Seither steht er 
für Kontinuität, fachliche Tiefe und die Fähigkeit, 
komplexe Sachverhalte verständlich zu machen. 

Marco Altenberger, 
ebenso seit 2024 Teil 
der Geschäftsführung, 
repräsentiert die 
nächste Generation 
der Steuerberatung. 
Seit 2016 in der Kanz-
lei, bringt er fachliche 
Stärke, Innovations-
geist und modernes 

Führungsverständnis ein, das auf Teamarbeit 
und Wertschätzung basiert.

Florian Schwab, seit 
2024 Mitglied der 
Geschäftsführung, 
steht für zielorientier-
te Beratung und hohe 
Qualitätsstandards. 
Seit seinem Eintritt 
2019 entwickelte er 
sich rasch zu einer 
tragenden Säule und 

überzeugt durch einen klaren, lösungsorientier-
ten Führungsstil.

Julian Holleis, seit 
2009 Teil der Kanzlei 
und seit 2016 in der 
Geschäftsführung, 
bringt internationa-
le Perspektiven und 
strategisches Denken 
ein. Mit Ausbildung 
und Studium in Kless-
heim, Innsbruck und 

Barcelona setzt er Schwerpunkte in der Steuer- 
und Immobilienberatung sowie in der Betreuung 
internationaler Mandanten und treibt die Moder-
nisierung der Kanzlei aktiv voran.

VERTRAUEN 
KOMPETENZ 
ZUKUNFT

Fast fünf Jahrzehnte Kanzleigeschichte, 30 Jahre „Steuern & Trends“ und eine Führungsebene mit klarer 
Perspektive: Die Kanzlei verbindet gewachsene Expertise mit zukunftsgerichtetem Denken – und setzt ihren 
erfolgreichen Weg konsequent fort.

Mit der Jubiläumsausgabe 30 Jahre  
„Steuern & Trends“ setzt die Kanzlei ein 
starkes Zeichen: Drei Jahrzehnte Magazin 
stehen für ebenso viele Jahre fachliche Ent-
wicklung, unternehmerische Weitsicht und 
konsequente Ausrichtung an den Bedürfnis-
sen der Mandantschaft. Zugleich richtet sich 
der Blick auf die Menschen hinter diesem 
Erfolg. An der Spitze steht eine Geschäfts- 
führung, die Erfahrung und Innovation  
vereint und die Kanzlei nachhaltig prägt.

www.fritzenwallner-gandler.atBesuchen Sie unsere Website

Am 20.05.2026 fand im Energie- und Gesundheitszentrum Mittersill gemäß den
gesetzlichen Vorgaben die jährliche Mitarbeiterschulung zu aktuellen und
zukunftsorientierten Themen des Arbeitsalltags statt. 

Im Mittelpunkt standen die Bereiche IT-Sicherheit, 
Geldwäsche-Prävention und Künstliche Intelligenz 
(KI). Wolfgang Lemberger und Bart Robben von der Fir-
ma OpIt informierten über die aktuellen IT-Richtlinien. 
Im Mittelpunkt standen Datensicherheit, der sichere 
Umgang mit digitalen Systemen sowie Maßnahmen 
zum Schutz vor Cyberangriffen. Die Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer erhielten praxisnahe Einblicke in die 
Bedeutung moderner IT-Sicherheitsstandards und 
deren Umsetzung im täglichen Arbeitsablauf.

Im Anschluss informierten StB Mag. Thomas Fritzen-
wallner und Mag. Christine Holleis über das Thema 
Geldwäscheprävention. Dabei wurden die wichtigsten 
rechtlichen Grundlagen, Sorgfaltspflichten sowie ty-

pische Warnsignale und Maßnahmen zur Vermeidung 
von Geldwäsche besprochen.

Ein weiterer Schwerpunkt war das Thema Künstliche 
Intelligenz. StB Sara Larissa Rumpler, LL.B., zeigte da-
bei auf, welche Chancen, aber auch Herausforderungen
neue Technologien mit sich bringen und wie KI künftig 
Arbeitsprozesse unterstützen kann.

Insgesamt kam die Schulung sehr gut an und wurde als 
informativ, praxisnah und zukunftsorientiert bewertet. 
Beim anschließenden gemeinsamen Austausch bei ei-
ner gemütlichen Jause klang der Vormittag in entspann-
ter Atmosphäre aus.

MITARBEITERSCHULUNG AM 20.05.2026
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Mit 1. Juli 2026 soll in Österreich für bestimmte Grundnahrungsmittel ein neuer Umsatz-
steuersatz von 4,9 % gelten. Die Bundesregierung verfolgt damit das Ziel, private Haushal-
te finanziell zu entlasten und die gestiegenen Lebenshaltungskosten abzufedern. Besonders 
profitieren sollen Produkte des täglichen Bedarfs wie Brot, Milch oder Eier.

Auf den ersten Blick wirkt die Maßnahme einfach. In 
der praktischen Umsetzung zeigen sich jedoch zahl-
reiche steuerliche und organisatorische Probleme.

SCHWIERIGE ABGRENZUNG  
DER BEGÜNSTIGTEN WAREN
Eine zentrale Frage lautet: Welche Lebensmittel 
fallen tatsächlich unter den neuen Steuersatz? Wäh-
rend klassische Grundnahrungsmittel meist eindeu-
tig sind, wird die Abgrenzung bei verarbeiteten oder 
kombinierten Produkten deutlich schwieriger.

So stellt sich etwa die Frage, ob Fertiggerichte, 
Snacks oder Feinkostprodukte ebenfalls begünstigt 
sind. Auch bei Getränken können unterschiedliche 
steuerliche Behandlungen entstehen. Bereits kleine 
Unterschiede in der Zusammensetzung eines Pro-
dukts könnten künftig zu einem anderen Umsatz-
steuersatz führen.

Für Unternehmen bedeutet das einen erhöhten 
Prüfungs- und Dokumentationsaufwand. Sortiment, 
Artikelstammdaten und Kassensysteme müssen 
angepasst werden. Fehler bei der Einstufung können 
rasch zu Steuernachforderungen oder finanzstraf-
rechtlichen Risiken führen.

ZUSÄTZLICHE HERAUSFORDERUNGEN  
IN DER GASTRONOMIE
Besonders komplex ist die Situation in der Gastrono-
mie. Hier muss weiterhin zwischen einer Lieferung 
von Speisen und einer Restaurationsdienstleistung 
unterschieden werden. Diese Unterscheidung ist im 
Umsatzsteuerrecht seit Jahren problematisch und 
sorgt regelmäßig für Diskussionen.

Ein Beispiel: Wird ein belegtes Gebäck lediglich ver-
kauft, könnte der neue Steuersatz anwendbar sein. 

Erfolgt jedoch zusätzlich eine Dienstleistung – etwa 
durch Bedienung, Geschirr oder Sitzplätze – kann 
ein anderer Steuersatz zur Anwendung kommen.

Gerade Betriebe mit Take-away-Angeboten, Cafés 
oder Hotelrestaurants stehen daher vor zusätzlichen 
Herausforderungen. Unterschiedliche Steuersätze 
innerhalb eines einzigen Verkaufsvorgangs erschwe-
ren die praktische Abwicklung erheblich.

TECHNISCHE UND ORGANISATORISCHE  
ANPASSUNGEN
Auch die technische Umsetzung darf nicht unter-
schätzt werden. Kassensysteme, Warenwirtschaft 
und Buchhaltung müssen rechtzeitig angepasst 
werden. Zusätzlich benötigen Mitarbeiter klare Vor-
gaben, damit Produkte korrekt erfasst werden.
Besonders problematisch kann die Übergangspha-
se rund um den 1. Juli 2026 werden. Unternehmen 
müssen genau prüfen, welcher Steuersatz bei Anzah-
lungen, Gutscheinen oder bereits abgeschlossenen 
Lieferverträgen anzuwenden ist.

CONCLUSIO
Die Einführung des 4,9 %-Steuersatzes verfolgt ein 
nachvollziehbares sozialpolitisches Ziel. In der steu-
erlichen Praxis bringt die Regelung jedoch erheb-
liche Abgrenzungs- und Umsetzungsprobleme mit 
sich. Besonders betroffen sind Lebensmittelhandel, 
Gastronomie und Beherbergungsbetriebe.
Unternehmen sollten daher frühzeitig prüfen, 
welche Produkte betroffen sind und ob technische 
Anpassungen notwendig werden. Ebenso empfiehlt 
sich eine laufende Beobachtung der noch zu erwar-
tenden Detailregelungen und BMF-Informationen. 
Nur so können spätere Fehler und unnötige Steuerri-
siken vermieden werden.
	 STB MAG. JULIAN HOLLEIS

ERMÄSSIGTE UMSATZSTEUER AUF GRUNDNAHRUNGSMITTEL – 
SINNVOLLE ENTLASTUNG ODER UNNÖTIGE BÜROKRATIE?

www.fritzenwallner-gandler.atBesuchen Sie unsere Website

„Auch ein Happy End ist ein Ende.“ Mit diesen Wor-
ten verabschiedete sich Ulrike Hüttl bereits zu ihrem 
offiziellen Eintritt in den Ruhestand im Jahr 2013 –  
und manchmal darf sich dieses Happy End ruhig 
noch ein wenig in die Länge ziehen. So hat uns Ulrike 
Hüttl glücklicherweise noch viele weitere Jahre tat-
kräftig unterstützt und begleitet.

Nun ist der Zeitpunkt gekommen, an dem sich Ulrike 
Hüttl endgültig aus dem aktiven Wirken verabschie-
det. Mit großem Dank blicken wir auf die gemeinsame 
Zeit zurück und würdigen ihren langjährigen Einsatz, 
ihre Loyalität und ihre wertvolle Unterstützung.

Ulrike Hüttl hat mit ihrer Erfahrung, Verlässlichkeit 
und ihrem Engagement nachhaltig zum Erfolg und 
zur positiven Zusammenarbeit beigetragen. Ihr Wir-
ken hinterlässt Spuren, die bleiben.

Für ihren nun endgültigen Ruhestand wünschen wir 
ihr von Herzen Gesundheit, Zufriedenheit und viele 
schöne, erfüllte Stunden bei ihren persönlichen In-
teressen und Hobbys – sowie ausreichend Zeit, den 
Alltag ganz nach eigenem Geschmack zu gestalten 
und zu genießen.

THOMAS, JULIAN, FLORIAN, MARCO UND  
HEINRICH UND IM NAMEN ALLER  

KOLLEGINNEN UND KOLLEGEN

ABSCHIED VON ULRIKE HÜTTL

ZUR BESTANDENEN PRÜFUNG  
ZUR DIPLOMIERTEN  
STEUERSACHBEARBEITERIN /  
BILANZBUCHHALTERIN  
im April 2026

HANNAH  
FAISTAUER,
BSC 

WIR GRATULIEREN

MARGIT 
WIESERZUM 30-JÄHRIGEM  

DIENSTJUBILÄUM 
im März 2026

WIR GRATULIEREN

Foto v.l.n.r. Thomas Fritzenwallner, Julian Holleis, Ulrike Hüttl, Heinrich 
Fritzenwallner, Marco Altenberger und Florian Schwab
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Aufgrund einer Änderung der Verwaltungspraxis verzichtet Österreich bei inter- 
nationalen Steuerfällen nicht mehr auf die Geltendmachung des sogenannten  
Progressionsvorbehalts1, sofern unbeschränkte Steuerpflicht in Österreich vorliegt.2  
Der nachfolgende Beitrag beleuchtet die Auswirkungen dieser Änderung auf die  
Vorteilhaftigkeit der Anwendung der Zweitwohnsitzverordnung.

I. Ein Praxisfall
Ein deutscher Staatsbürger mit dem Mittelpunkt der 
Lebensinteressen in München ist beruflich in einem 
Dienstverhältnis in Schwabing tätig. Seine nicht-
selbständigen Einkünfte werden sich 2026 auf etwa 
100.000 Euro belaufen. Sein in Österreich gelegenes 
Ferienhaus nutzt er räumlich zur Hälfte für eigene 

Erholungszwecke (circa 50 Tage Anwesenheitszeit im 
Jahr, verteilt auf das ganze Jahr), während die andere 
Hälfte des Hauses dauervermietet ist. Der dabei er-
zielte Vermietungsüberschuss des Jahres 2026 wird 
sich auf circa 10.000 Euro belaufen.

II. Die einkommensteuerliche Einordnung

2.1. Lösung auf Gesetzesebene
Nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichts-
hofes begründet der deutsche Staatsbürger mit dem 
in Österreich fallweise benützten Ferienhaus einen 
Wohnsitz im Sinne der Abgabenvorschriften, welcher 
die sogenannte unbeschränkte Steuerpflicht auch in 
Österreich nach sich zieht (= Österreich besteuert 
das gesamte Welteinkommen; unabhängig davon, 
wo es erwirtschaftet wurde). Durch das zwischen 
Österreich und Deutschland abgeschlossene Doppel-
besteuerungsabkommen wird das Besteuerungsrecht 
an den nichtselbständigen Einkünften bei den vor-
liegenden Gegebenheiten Deutschland zugewiesen, 
während für die Vermietungseinkünfte Österreich das 
endgültige Besteuerungsrecht zusteht. Die Einkom-
mensteuerbelastung errechnet sich unter Beachtung 
des Progressionsvorbehalts wie folgt: 10.000 Euro 
Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung (steuer-
pflichtig in Österreich) x 35,2 % Durchschnittssteuer-
satz auf das Welteinkommen3 = 3.520 Euro abzüglich 
1.300 Euro Verkehrsabsetzbetrag = 2.220 Euro.

2.1. Lösung unter Einbeziehung der  
    Zweitwohnsitzverordnung

Führt der deutsche Staatsbürger ein Verzeichnis, 

aus dem hervorgeht, dass er sich in seinem Ferien-
haus an nicht mehr als 70 Tagen im Kalenderjahr 
aufhält, greift die Zweitwohnsitzverordnung. Damit 
begründet das Feriendomizil nach § 1 der Verordnung 
keinen Wohnsitz gemäß § 1 Einkommensteuerge-
setz. Ein gewöhnlicher Aufenthalt in Österreich liegt 
im vorliegenden Fall gleichermaßen nicht vor. Der 
österreichische Besteuerungsanspruch erstreckt sich 
deshalb originär nur auf die Vermietungseinkünfte 
(= nur auf das, was tatsächlich in Österreich erwirt-
schaftet wird). Das aufgrund der unbeschränkten 
Steuerpflicht in Deutschland unverändert bestehende 
Besteuerungsrecht Deutschlands an den Vermie-
tungseinkünften wird im Wege des Doppelbesteue-
rungsabkommens wiederum Österreich zugewiesen. 
Österreich macht im Fall der beschränkten Steuer-
pflicht keinen Progressionsvorbehalt geltend, wes-
halb aufgrund des steuerfreien Existenzminimums 
im Tarif des § 33 Einkommensteuergesetz (Steuerfrei-
heit der ersten 13.539 Euro Einkommen; Wert 2026) 
auf den ersten Blick keine Einkommensteuer auf die 
10.000 Euro Vermietungseinkünfte anfallen würde. 
Bei der Steuerberechnung ist jedoch zusätzlich eine 
spezielle Regelung für beschränkt Steuerpflichtige  
(§ 102 Abs. 3 Einkommensteuergesetz) zu beachten: 

Die Bestimmung reduziert das von Österreich zu be-
rücksichtigende steuerfreie Existenzminimum im Fal-
le der beschränkten Steuerpflicht faktisch bedeutend, 
indem dem Einkommen ein fiktiver Betrag von 11.077 
Euro (Wert 2026) hinzugerechnet wird. Damit erhöht 

sich das im Jahr 2026 in Österreich steuerpflichtige 
Einkommen des deutschen Staatsbürgers von 10.000 
Euro auf 21.077 Euro, was zu einer Einkommensteuer-
belastung von 1.508 Euro führt.

III. Resümee

Durch die Änderung der Verwaltungspraxis ist 
die Anwendung der Zweitwohnsitzverordnung im 
vorliegenden Fall trotz des reduzierten steuerlichen 
Existenzminimums die bessere Variante (Einkom-
mensteuerbelastung in Höhe von 1.508 Euro gegen-
über 2.220 Euro im Fall der Nichtanwendung der 

Verordnung). Damit ändert sich die Optimierungs-
strategie gegenüber der Rechtslage vor Änderung der 
Verwaltungspraxis, nach der die Nichtanwendung 
der Verordnung in solchen Fällen oftmals die bessere 
Variante war. Die Zweitwohnsitzverordnung gewinnt 
damit weiter an praktischer Bedeutung.

STB PROF. DR. PETER PÜLZL, LL.M.

EINKOMMENSTEUERPFLICHT  
UND ZWEITWOHNSITZVERORDNUNG

1 Erhöhung des Steuersatzes durch rechnerische Heranziehung des gesamten Welteinkommens.
2 Unbeschränkte Steuerpflicht ist gegeben, wenn in Österreich ein Wohnsitz oder ein gewöhnlicher Aufenthalt vorliegt.
3 110.000 Euro Welteinkommen x Tarif des § 33 Abs. 1 EStG = 38.720,82 Euro; in Relation zum Welteinkommen ergibt sich ein Durchschnittssteuersatz von 35,2 %.

Die elektronische Rechnung gewinnt sowohl auf nationaler als auch auf europäischer Ebe-
ne zunehmend an Bedeutung. Hintergrund sind vor allem geplante Maßnahmen zur Digita-
lisierung des Umsatzsteuerrechts und zur Bekämpfung von Umsatzsteuerbetrug. Unterneh-
men sollten sich daher frühzeitig mit den kommenden Anforderungen auseinandersetzen. 

WAS GILT DERZEIT ALS E-RECHNUNG?
Nicht jedes PDF stellt bereits eine elektronische Rech-
nung im steuerlichen Sinn dar. Eine echte E-Rech-
nung liegt nur dann vor, wenn die Rechnung in einem 
strukturierten elektronischen Format ausgestellt 
wird, das eine automatische Verarbeitung ermöglicht. 
Dazu zählen etwa Formate wie XML oder ebInterface.
Ein bloß per E-Mail versandtes PDF erfüllt diese 
Voraussetzungen grundsätzlich nicht.

ÄNDERUNGEN AUF EU-EBENE GEPLANT
Im Rahmen des EU-Projekts „VAT in the Digital Age“ 
(ViDA) soll die elektronische Rechnung künftig stärker 
standardisiert werden. Langfristig ist vorgesehen, 
dass grenzüberschreitende Umsätze innerhalb der EU 
nahezu in Echtzeit elektronisch gemeldet werden.
Dadurch sollen Kontrollmöglichkeiten verbessert 
und Umsatzsteuerausfälle reduziert werden. Für 
Unternehmen bedeutet dies jedoch zusätzliche tech-
nische und organisatorische Anforderungen.

HANDLUNGSBEDARF FÜR UNTERNEHMEN
Viele Betriebe verwenden derzeit noch klassische 

Papierrechnungen oder PDF-Rechnungen. Künftig 
werden jedoch strukturierte Rechnungsformate und 
automatisierte Prozesse immer wichtiger werden. 

Unternehmen sollten daher frühzeitig prüfen,
•	 ob ihre Buchhaltungs- und ERP-Systeme E-Rech-

nungen verarbeiten können,
•	 welche Rechnungsformate unterstützt werden und
•	 ob interne Abläufe angepasst werden müssen.
Besonders bei international tätigen Unternehmen 
steigt die Bedeutung einer funktionierenden digita-
len Rechnungsverarbeitung deutlich an.

CONCLUSIO
Die E-Rechnung entwickelt sich zunehmend vom 
freiwilligen Digitalisierungsinstrument zum künfti-
gen Standard im Rechnungswesen. Auch wenn viele 
Detailregelungen noch offen sind, sollten Unterneh-
men die technische Umsetzung nicht unterschätzen. 
Wer frühzeitig auf digitale Prozesse setzt, kann spä-
tere Umstellungsprobleme vermeiden und gleichzei-
tig Verwaltungsabläufe effizienter gestalten.
	 STB SARA LARISSA RUMPLER, LL.B.

E-RECHNUNG GEWINNT WEITERHIN AN BEDEUTUNG
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Mit dem Betrugsbekämpfungsgesetz 2025 wurde das Finanzstrafgesetz wesentlich erweitert. 
Künftig kann nicht nur eine klassische Abgabenverkürzung finanzstrafrechtliche Folgen 
auslösen, sondern auch das vorsätzliche Erklären unberechtigter Verluste. 

Der neue Straftatbestand betrifft insbesondere Verlus-
te, die später steuermindernd genutzt werden könn-
ten. Damit soll verhindert werden, dass bereits durch 
unrichtige Verlustfeststellungen spätere Steuervorteile 
vorbereitet werden.

In der Fachliteratur werden allerdings bereits erste 
Auslegungsfragen diskutiert. Unklar ist etwa, wann ein 
Verlust tatsächlich „zu Unrecht erklärt“ wurde und 

welche subjektiven Voraussetzungen für eine Strafbar-
keit erforderlich sind. Auch die praktische Abgrenzung 
zu bisherigen Tatbeständen der Abgabenhinterziehung 
wird künftig die Rechtsprechung beschäftigen. 

Für Unternehmer und Berater steigt damit die Bedeu-
tung einer sorgfältigen Dokumentation und steuerli-
chen Prüfung von Verlusten deutlich an.

NEUER FINANZSTRAFTATBESTAND  
BEI ZU UNRECHT ERKLÄRTEN VERLUSTEN

www.fritzenwallner-gandler.atBesuchen Sie unsere Website

Ihre IT.
Einfach.
Sicher.
Persönlich.
IT- Betreuung für Unternehmen – 
zuverlässig, verständlich 
und direkt vor Ort.

Wir kümmern uns um Ihre IT,
damit Sie sich um Ihr Geschäft 
kümmern können!
Von EDV-Betreuung über Netzwerke bis IT-Sicherheit: Wir 
unterstützen kleine und mittlere Unternehmen mit schnel-
len Lösungen, persönlichem Support und moderner Technik.

 
Jetzt unverbindlich beraten lassen

Opit GmbH – 06562 21010 – info@opit.at – www.opit.at

 
 IT-Sicherheit & Backup
 Schutz vor Datenverlust, Ausfällen und Cyberangri� en

 
 Netzwerke & Arbeitsplätze
 Stabile Systeme für Büro, Homeo�  ce und mobiles Arbeiten

 
 Cloud, Microsoft 365 & Support
 Ein Ansprechpartner für Einrichtung, Wartung und Hilfe

 

 KI - Telefonie mit 3CX
 Mehr E�  zienz, bessere Erreichbarkeit und professioneller 
 Kundenservice

EISSTOCK & WINTERGAUDI IN KRIMML 

Am Freitag, den 30. Januar, stand alles im Zeichen von Teamgeist, Bewegung und guter 
Laune: „Mützen auf, Ehrgeiz an!“ lautete das Motto unseres winterlichen Kanzleiausflugs.

Ab 17:00 Uhr wurde auf der Eisstockbahn in Krimml 
mit viel Engagement geschossen, gezielt – oder auch 
mit einem Augenzwinkern daneben. Dank einer kurzen 
Einführung fanden sich auch unsere Eisstock-Neulinge 
schnell zurecht. Spätestens nach den ersten gelungenen 
Treffern war der sportliche Ehrgeiz bei allen geweckt, 
und es entwickelte sich ein lebhafter Wettkampf, beglei-
tet von viel Gelächter und gegenseitigem Anfeuern.

Nach rund zwei Stunden voller Einsatz, Teamspirit 
und winterlicher Gaudi folgte die Siegerehrung, bei 
der nicht nur die besten Schützen gewürdigt wurden, 
sondern auch die eine oder andere kreative Spiel-
technik für Unterhaltung sorgte.

Den gelungenen Abschluss bildete ein gemeinsames 
Abendessen im Anton Wallner Bräu. Bei regionalen 
Spezialitäten ließen wir den Abend in entspannter 
Atmosphäre ausklingen und blickten auf ein rundum 
gelungenes Event zurück.

Ein herzliches Dankeschön an alle Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer – eine perfekte Kombination aus 
Sport, Spaß und kollegialem Miteinander.

ZUR ERFOLGREICH  
ABGESCHLOSSENEN  
PRÜFUNG IM SOZIAL- 
VERSICHERUNGSRECHT  
im Februar 2026

ZELJKA 
RONCEVIC

WIR GRATULIEREN
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Kryptowährungen sind längst kein Randthema mehr. Immer mehr Anleger investieren in 
Bitcoin, Ethereum oder andere digitale Assets. Damit landen zunehmend auch Steuerreports 
aus Programmen wie Blockpit oder CoinTracking auf den Schreibtischen von Steuerbera-
tern. Die automatisch erstellten Auswertungen wirken auf den ersten Blick übersichtlich und 
vollständig – eine ungeprüfte Übernahme kann jedoch erhebliche Risiken mit sich bringen. 

AUTOMATISIERTE REPORTS SIND  
NICHT AUTOMATISCH RICHTIG
Krypto-Steuertools arbeiten grundsätzlich auf Basis 
der Daten, die vom Nutzer bereitgestellt werden. Genau 
hier liegt die größte Schwachstelle. Werden Wallets, 
Börsenkonten oder einzelne Transaktionen nicht voll-
ständig importiert, entstehen fehlerhafte Ergebnisse.
In der Praxis fehlen häufig:
•	 Transfers zwischen eigenen Wallets,
•	 historische Anschaffungsdaten,
•	 Staking- oder Lending-Erträge oder
•	 Transaktionen von ausländischen Börsen.
Die Software kann nur jene Daten auswerten, die tatsäch-
lich vorhanden sind. Unvollständige Datensätze führen 
daher rasch zu falschen steuerlichen Ergebnissen.

BESONDERE RISIKEN BEI KOMPLEXEN  
KRYPTO-TRANSAKTIONEN
Zusätzliche Probleme entstehen bei komplexeren 
Sachverhalten. Dazu zählen etwa:
•	 DeFi-Anwendungen,
•	 Liquidity Mining,
•	 Token-Swaps oder
•	 NFT-Transaktionen.
Viele Programme können solche Vorgänge nur einge-
schränkt oder unterschiedlich interpretieren. Dadurch 
besteht die Gefahr, dass Einkünfte falsch kategorisiert 
oder steuerlich unrichtig behandelt werden.
Gerade bei größeren Portfolios kann dies erhebliche 

Auswirkungen auf die Steuerberechnung haben.

DOKUMENTATIONSPFLICHT  
BLEIBT BEIM STEUERPFLICHTIGEN
Wichtig ist außerdem, dass die gesetzliche Doku-
mentationspflicht trotz automatisierter Software 
weiterhin beim Steuerpflichtigen liegt. Nach § 126 
Abs 3 BAO müssen steuerlich relevante Unterlagen 
vollständig und nachvollziehbar aufbewahrt werden. 
Ein bloßer Steuerreport ersetzt daher keine ord-
nungsgemäße Dokumentation.
Berater sollten deshalb kritisch prüfen,
•	 ob sämtliche Wallets und Börsen erfasst wurden,
•	 ob Transaktionen plausibel erscheinen und
•	 ob außergewöhnliche Vorgänge ausreichend  

dokumentiert sind.

CONCLUSIO
Krypto-Steuertools können die steuerliche Aufarbei-
tung von Kryptowährungen deutlich erleichtern. Sie 
ersetzen jedoch keine fachliche Prüfung. Automatisier-
te Reports sollten daher niemals ungeprüft in die Steu-
ererklärung übernommen werden. Für Steuerberater 
gewinnt die Plausibilisierung der zugrunde liegenden 
Daten zunehmend an Bedeutung. Nur eine sorgfältige 
Kontrolle hilft, spätere Nachfragen der Finanzverwal-
tung und steuerliche Risiken zu vermeiden. 

	 STB SARA LARISSA RUMPLER, LL.B.

STEUERREPORTS AUS KRYPTO-STEUERTOOLS: WARUM SICH 
DER AUSTAUSCH MIT DEM STEUERBERATER LOHNT!

www.fritzenwallner-gandler.atBesuchen Sie unsere Website

STEFANIE 
REICHHOLF ZUM 20-JÄHRIGEM  

DIENSTJUBILÄUM 
im März 2026

WIR GRATULIEREN

In unserer Kanzlei finden laufend umfassende Modernisierungsmaßnahmen statt.

Dabei geht es ausdrücklich nicht darum, Räume lediglich 
optisch aufzuwerten – auch wenn dies ein willkommener 
Nebeneffekt ist –, sondern vor allem darum, die Ar-
beitsumgebung für unser Team sowie die Betreuung un-
serer Klientinnen und Klienten nachhaltig zu verbessern.

Während an einigen Stellen noch sorgfältig geprüft wird, 
welche bestehenden Raumstrukturen auch künftig sinn-
voll genutzt werden können, entstehen an anderer Stelle 
bereits neue Bereiche für konzentriertes Arbeiten, fachli-
chen Austausch und die effiziente Abstimmung organi-
satorischer Abläufe. Die Modernisierung erfolgt dabei 
Schritt für Schritt und mit besonderem Augenmerk auf 
Funktionalität, Qualität und langfristigen Nutzen.

Im Mittelpunkt stehen zeitgemäße Arbeits- und Bespre-
chungsräume, die effiziente Prozesse unterstützen und 
zugleich eine professionelle, vertrauensvolle Atmo-
sphäre schaffen. Moderne Raumkonzepte sollen nicht 

nur die interne Zusammenarbeit erleichtern, sondern 
auch dazu beitragen, dass sich Klientinnen und Klien-
ten jederzeit gut betreut und willkommen fühlen.

Ein besonderer Schwerpunkt liegt auf der ergonomi-
schen Gestaltung der Arbeitsplätze. Durch moderne 
Ausstattung, flexible Arbeitsplatzlösungen und durch-
dachte Einrichtungskonzepte schaffen wir Vorausset-
zungen für konzentriertes, gesundes und produktives 
Arbeiten. Denn eine moderne Arbeitsumgebung trägt 
wesentlich dazu bei, Qualität, Effizienz und Wohlbefin-
den miteinander zu verbinden.

Kurz gesagt: Wir investieren in Räume, die Zusammen-
arbeit fördern, Abläufe optimieren und mit den Anfor-
derungen einer zukunftsorientierten Kanzlei mitwach-
sen – im Sinne einer Organisation, die sich seit beinahe 
40 Jahren nicht nur fachlich, sondern auch strukturell 
kontinuierlich weiterentwickelt.

EINBLICK IN UNSERE LAUFENDEN  
MODERNISIERUNGSMASSNAHMEN
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30 JAHRE  
„STEUERN & TRENDS“ 

30 Jahre und mehr als hundert Ausgaben von „Steuern & Trends“ stehen  
für Konstanz, Verlässlichkeit sowie vor allem für Kompetenz und Qualität.

KONSTANZ UND VERLÄSSLICHKEIT  
in der regelmäßigen Herausgabe und Berichterstattung  
über aktuelle Themen – und natürlich über Trends.
 

KOMPETENZ UND QUALITÄT  
in fachlicher Hinsicht – mit Informationen über steuerlich  
und betriebswirtschaftlich relevante Themen.
 

Darüber hinaus gibt „Steuern & Trends“  

EINBLICKE IN DEN BERATUNGSALLTAG  
und lässt die Klienten teilhaben am gesellschaftlichen und  
persönlichen Leben der beteiligten Firmen und deren Mitarbeiter:innen.
 

DANKE  
– dass ich Teil dieser Erfolgsgeschichte sein darf.			               BERNHARD GRUBER CMC, CSE

WIR WÜNSCHEN 
	 EINEN SCHÖNEN
		  SOMMER!

Fritzenwallner – Gandler
Wirtschaftstreuhand- und
Steuerberatungsgesellschaft mbH
5741 Neukirchen am Grv., Schlosserfeld 344

Martina Dreier, T. 06565 6598-393
m.dreier@gruber-partner.at

NEGATIVSTEUER BEI PENSIONSEINKÜNFTEN  
AUS DEUTSCHLAND

Eine unbeschränkt steuerpflichtige Person mit österreichischen und deutschen Pensionseinkünften erhält 
keine Negativsteuer, wenn ihre gesamten – für die Steuerbemessung maßgeblichen – Pensionseinkünfte 
über der Besteuerungsgrenze liegen. 
Die deutsche Pension muss zur Berechnung der SV-Rückerstattung (Negativsteuer) wie ein steuerpflichti-
ges Einkommen behandelt werden. Liegt also das gesamte jährliche Pensionseinkommen über der Besteu-
erungsgrenze (13.539 Euro im Jahr 2026), entsteht eine positive Einkommensteuer, womit die Negativsteuer 
automatisch ausgeschlossen ist.

Nähere Informationen erhalten Sie  
gerne bei uns in der Kanzlei!
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Die Bundesregierung hat Ende April 2026 erste Eckpunkte des neuen Doppelbudgets 
2027/2028 präsentiert. Ziel ist es, Österreich bis 2028 aus dem EU-Defizitverfahren zu 
führen und gleichzeitig gezielte wirtschaftliche Impulse zu setzen. Insgesamt umfasst das 
Maßnahmenpaket rund 5,1 Milliarden Euro. 

Die wichtigsten angekündigten Änderungen im Überblick:

•	 SENKUNG DER LOHNNEBENKOSTEN AB 2028
	 Der FLAF-Beitrag der Dienstgeber soll von 3,7 %  

auf 2,7 % reduziert werden. Dadurch sollen Un-
ternehmen jährlich um rund 2 Milliarden Euro 
entlastet werden. 

•	 HÖHERE KÖRPERSCHAFTSTEUER  
FÜR GROSSUNTERNEHMEN

	 Für Gewinne über 1 Million Euro ist eine Anhebung 
der Körperschaftsteuer von 23 % auf 24 % vorgese-
hen. Damit soll die Entlastung bei den Lohnneben-
kosten teilweise gegenfinanziert werden. 

•	 ERHÖHUNG DER IMMOBILIENERTRAG- 
STEUER GEPLANT

	 Die Regierung kündigte eine Anpassung der Im-
mobilienertragsteuer an. Konkrete Details liegen 
derzeit noch nicht vor. 

•	 PENSIONSANPASSUNGEN  
UNTER DER INFLATION

	 Für 2027 und 2028 sollen Pensionen nicht mehr 
vollständig valorisiert werden. Vorgesehen ist eine 
Anpassung um 0,25 Prozentpunkte unter der Infla-
tion, teilweise sozial gestaffelt. 

•	 SACHBEZUG FÜR E-AUTOS
	 Die bisherige Sachbezugsbefreiung für privat ge-

nutzte Elektro-Dienstfahrzeuge soll eingeschränkt 
werden. Künftig ist ein reduzierter Sachbezug 
vorgesehen. Diskutiert wird derzeit ein reduzier-
ter Satz von etwa 0,75 % der Anschaffungskosten 
pro Monat. Damit würden E-Autos zwar weiterhin 

günstiger behandelt als Verbrennerfahrzeuge, die 
vollständige Steuerfreiheit wäre jedoch beendet. 
Dieser Betrag erhöht nämlich die Lohnsteuer- und 
Sozialversicherungsbemessungsgrundlage des 
Arbeitnehmers.

•	 ABSCHAFFUNG DER HOMEOFFICE-PAUSCHALE
	 Nach den bisherigen Ankündigungen soll die steu-

erliche Homeoffice-Pauschale entfallen. 

•	 NICHT-VALORISIERUNG  
VON FAMILIENLEISTUNGEN

	 Mehrere Familienleistungen sollen vorübergehend 
nicht an die Inflation angepasst werden. Dadurch 
kommt es faktisch zu einer schrittweisen Kürzung 
der Leistungen. 

•	 ARBEITSMARKT- UND SOZIALREFORMEN
	 Zusätzlich sind Reformen bei Arbeitslosenversiche-

rung, Pflege, Kinderbetreuung und Elementarpäda-
gogik geplant. Unter anderem soll ein verpflichten-
des zweites Kindergartenjahr finanziert werden. 

•	 WIEDEREINFÜHRUNG DER  
AGRARDIESELVERGÜTUNG

	 Für Land- und Forstwirte soll die Agrardieselvergü-
tung wieder eingeführt werden. 

Viele Maßnahmen befinden sich derzeit noch im 
Entwurfsstadium. Die konkreten gesetzlichen Rege-
lungen werden erst im Zuge der Budgetrede und der 
anschließenden parlamentarischen Beschlussfassung 
erwartet. Wir halten euch diesbezüglich auf dem 
Laufenden.
	 STB MARCO ALTENBERGER, BA

DIE WICHTIGSTEN ANGEKÜNDIGTEN ÄNDERUNGEN  
DES DOPPELBUDGETS 2027/2028

Der Verwaltungsgerichtshof (VwGH) hatte sich kürzlich mit der Frage zu beschäftigen,  
ob chiropraktische Leistungen unter die Umsatzsteuerbefreiung für Heilbehandlungen 
gemäß § 6 Abs 1 Z 19 UStG fallen. 

AUSGANGSLAGE
Ein Chiropraktor machte geltend, dass seine Leis-
tungen umsatzsteuerfrei seien, weil sie therapeuti-
schen Zwecken dienen und damit Heilbehandlungen 
darstellen. Das Finanzamt verweigerte jedoch die 
Steuerbefreiung mit der Begründung, dass Chiro-
praktoren in Österreich nicht ausdrücklich zu den 
im Gesetz genannten Gesundheitsberufen zählen. 

BEDEUTUNG DER EUGH-RECHTSPRECHUNG
Der Fall ist vor allem deshalb interessant, weil der 
VwGH die unionsrechtlichen Vorgaben stärker in 
den Mittelpunkt rückt. Nach der Rechtsprechung 
des Europäischen Gerichtshofes kommt es für die 
Umsatzsteuerbefreiung nicht ausschließlich auf die 
nationale Berufsbezeichnung an. Entscheidend ist 
vielmehr, ob die Leistungen einen therapeutischen 
Zweck verfolgen und von Personen mit entsprechen-
der fachlicher Qualifikation erbracht werden. 

Damit entfernt sich die Beurteilung von einer rein 
formalen Betrachtungsweise. Maßgeblich ist künftig 
stärker die tatsächliche medizinisch-therapeutische 
Tätigkeit.

PRAKTISCHE AUSWIRKUNGEN
Die Entscheidung könnte auch über den konkreten 
Fall hinaus Bedeutung haben. Betroffen sind insbe-
sondere Gesundheitsdienstleister, die nicht aus-

drücklich im österreichischen Berufsrecht geregelt 
sind, deren Leistungen jedoch medizinischen oder 
therapeutischen Zwecken dienen.

Für die Praxis bedeutet dies allerdings keine au-
tomatische Steuerfreiheit. Unternehmer müssen 
weiterhin nachweisen können,
•	 dass die Leistungen der Behandlung oder Vorbeu-

gung gesundheitlicher Beschwerden dienen und
•	 dass eine ausreichende berufliche Qualifikation 

vorliegt.

Gerade im Bereich alternativer oder komplementär-
medizinischer Tätigkeiten bleibt daher eine sorgfäl-
tige Einzelfallprüfung notwendig.

CONCLUSIO
Die Entscheidung des VwGH zeigt erneut den 
starken Einfluss des Unionsrechts auf das ös-
terreichische Umsatzsteuerrecht. Für Gesund-
heitsdienstleister eröffnet die Judikatur neue 
Argumentationsmöglichkeiten hinsichtlich der Um-
satzsteuerbefreiung. Gleichzeitig steigt jedoch die 
Bedeutung einer klaren Dokumentation der thera-
peutischen Tätigkeit und der fachlichen Qualifikati-
on. Eine konkrete steuerliche Beratung im Einzelfall 
ist dementsprechend jedenfalls zu empfehlen – hier 
stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung.

	 STB FLORIAN SCHWAB, BA MBA

STEUERFREIHEIT BEI CHIROPRAKTISCHEN LEISTUNGEN

ZUR BESTANDENEN  
PRÜFUNG ZUR DIPLO- 
MIERTEN BUCHHALTERIN  
im März 2026

ELENA 
EDER 

WIR GRATULIEREN
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Der Jahreswechsel 2025/26 war erneut von einer hohen gesetzgeberischen Dynamik 
geprägt. Neben bereits bekannten Änderungen aus dem Vorjahr wurden insbesondere 
Anfang 2026 noch zahlreiche Detailregelungen beschlossen – teils rückwirkend. Für 
rechts- und steuerberatende Berufe ergeben sich daraus erhöhte Anforderungen an 
Aktualität, Auslegung und Beratungssicherheit. 

JAHRESWECHSEL 2025/26: ZENTRALE NEUERUNGEN  
IM ARBEITS-, STEUER- UND SOZIALVERSICHERUNGSRECHT

ÜBERSTUNDENZUSCHLÄGE
Kurz vor dem Jahreswechsel wurden neue Werte 
für die Steuerfreiheit von Überstundenzuschlägen 
beschlossen. Seit 01.01.2026 sind bis zu 15 Überstun-
denzuschläge pro Monat bis zu 170 Euro steuerfrei 
(§ 68 Abs 2 EStG). Bemerkenswert ist das rückwir-
kende Inkrafttreten sowie die bereits angekündigte 
Reduktion ab 2027 (voraussichtlich nur noch 10 
Überstunden bis 120 Euro steuerfrei). 

Für die Praxis bedeutet dies, dass Lohnverrech-
nungssysteme besonders sorgfältig parametriert 
und mögliche Folgeänderungen stets mitgedacht 
werden müssen. 

FEIERTAGSARBEITSENTGELT
Ebenfalls rückwirkend ab 01.01.2026 wurde das 
Feier-tagsarbeitsentgelt gesetzlich ausdrücklich 
als steuerfrei verankert. Es ist nun klar dem monatli-
chen Freibetrag von 400 Euro gemäß § 68 Abs 1 EStG 
zugeordnet. Damit wurde die Unsicherheit der Jahre 
2025/26 beendet und wieder jener Zustand hergestellt, 
der zuvor der Verwaltungspraxis entsprochen hatte. 

WOHNBAUFÖRDERUNGSBEITRAG WIEN
In Wien wurde der Wohnbauförderungsbeitrag auf 
0,75 % je Dienstgeber:in und Dienstnehmer:in ange-
hoben (Gesamtbelastung 1,5 %). Die Erhöhung trat 
mit 01.01.2026 in Kraft und wirkt sich unmittelbar 
auf die Lohnnebenkosten aus. 

Die Besonderheit des Jahres 2026 liegt weniger in 
einzelnen spektakulären Reformen als vielmehr im 
Zusammenspiel zahlreicher Detailänderungen, 
vielfach mit rückwirkender Wirkung. Für Kanzleien 
bedeutet dies erhöhte Beratungsverantwortung, 
aber auch die Chance, durch frühzeitige Informati-

on, klare Handlungsempfehlungen und strukturierte 
Umsetzung einen echten Mehrwert für Mandantin-
nen und Mandanten zu schaffen. 

GERINGFÜGIGE BESCHÄFTIGUNG  
NEBEN ARBEITSLOSIGKEIT
Seit 01.01.2026 ist eine geringfügige Beschäftigung 
grundsätzlich nicht mehr mit dem Bezug von Ar-
beitslosengeld oder Notstandshilfe kombinierbar. 
Ausnahmen bestehen insbesondere für Langzeitar-
beitslose sowie ältere oder behinderte Personen. Die 
Regelung zielt auf eine klarere Abgrenzung zwischen 
Arbeitsmarktintegration und Zuverdienst ab und 
erfordert erhöhte Beratungssensibilität. 

KÜNDIGUNGSFRISTEN BEI ARBEITERN
Große praktische Bedeutung hat die endgültige Klärung 
der sogenannten Saisonbranchen Problematik. 
Kollektivvertragliche Abweichungen von den gesetzli-
chen Kündigungsfristen (§ 1159 ABGB) bleiben nur dann 
wirksam, wenn sie bereits im Zeitraum 01.01.2018 
bis 30.06.2025 vereinbart wurden. Eine nachträgliche 
Einführung abweichender Kündigungsbestimmungen ist 
künftig ausgeschlossen. Die Neuregelung gilt rückwir-
kend ab 01.07.2025, wodurch bereits ausgesprochene 
Kündigungen erfasst sein können – ein klassischer Prüf-
stein für arbeitsrechtliche Compliance. 

Ein zweiter großer Reformblock betrifft die Trink-
geldpauschalen. Mit 01.01.2026 traten auf Basis des 
neuen § 44 Abs 3 ASVG bundesweit einheitliche 
Regelungen in Kraft. Ziel ist mehr Rechtssicherheit, 
eine Reduktion des GPLB Risikos und eine Verwal-
tungsvereinfachung für Betriebe und Berater:innen.
 
WESENTLICHE GRUNDSÄTZE
•	 Trinkgeldpauschalen sind Maximalwerte: Auch 

bei höherem tatsächlichem Trinkgeld bleibt es 
beitragsrechtlich beim Pauschalbetrag.

•	 Ausgeweitete Geltungsbereiche u. a. in Gastrono-
mie, Friseurgewerbe, Fußpflege/Kosmetik/Massa-
ge sowie im Personenbeförderungsgewerbe.

•	 Einführung eines klar geregelten Opting out, wenn 
nachweislich kein oder nur geringfügiges Trink-
geld anfällt (unter 50 % der Pauschale).

PAUSCHALBETRÄGE (AUSWAHL 2026)
•	 Gastronomie mit Inkasso: 65 Euro
•	 Gastronomie ohne Inkasso: 45 Euro
•	 Friseurgewerbe: 70 Euro
•	 Fußpfleger/Kosmetiker/Masseure: 65 Euro
•	 Personenbeförderung: 70 Euro
Teilzeit- und fallweise Beschäftigungen sind aliquot 
nach Arbeitszeit zu berücksichtigen. Neu ist zudem, 
dass kurzfristige Abwesenheiten (z.B. Urlaub oder 
Krankenstand bis zu einem Monat) die Pauschale 
grundsätzlich nicht unterbrechen müssen. 

PRAXISHINWEIS
Für Kanzleien empfiehlt sich die Begleitung von 
Betrieben bei einer systematischen Ersteinstufung 
aller Mitarbeiter:innen (Geltungsbereich, Inkasso, 
Backoffice, Opting out Tatbestände). Dies erleichtert 
nicht nur die laufende Abrechnung, sondern ist auch 
ein entscheidender Faktor bei GPLB Prüfungen. 

BILDUNGSKARENZ UND BILDUNGSTEILZEIT
Mit 01.01.2026 trat das neue System zur geförder-
ten Weiterbildung formal in Kraft, die tatsächliche 
Antragstellung ist jedoch erst ab Juni 2026 möglich. 
Wesentliche Neuerungen sind:
•	 Fokus auf geringer qualifizierte 

Arbeitnehmer:innen,
•	 strengere Voraussetzungen hinsichtlich Vorbe-

schäftigung und Nachweisen,
•	 ein einkommensabhängiges Stufenmodell bei der 

Weiterbildungsbeihilfe,
•	 sowie ein verpflichtender Arbeitgeberzuschuss 

von 15 %, wenn bestimmte Einkommensgrenzen 
überschritten werden.

Gerade dieser Zuschuss – steuerfrei für 
Arbeitnehmer:innen, bei gleichzeitiger SV Tragung 
durch das AMS – wirft in der Praxis noch Anwen-
dungsfragen in der Lohnverrechnung auf. 

TEILPENSION
Neu eingeführt wurde zudem die Möglichkeit einer 
Teilpension, die eine Kombination aus pensions-
rechtlichem Teilbezug und reduzierter Arbeitszeit 
erlaubt. Arbeitsrechtlich handelt es sich um eine 
freiwillige Teilzeitvereinbarung ohne Rechtsan-
spruch auf Arbeitszeitreduktion. Kündigungsschutz  
und Anfechtungsfragen bleiben insbesondere bei 
älteren Arbeitnehmer:innen relevant. 

STEUER- UND ABGABENRECHT: ENTLASTUNG MIT VORBEHALT

SCHLUSSBEMERKUNG

ARBEITSMARKT UND ARBEITSRECHT: NEUE SPIELREGELN

SOZIALVERSICHERUNG: NEUE TRINKGELDPAUSCHALEN  
BRINGEN VEREINHEITLICHUNG

IHR TEAM DER 
PERSONALVERRECHNUNG
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Das Neugründungs-Förderungsgesetz (NeuFöG) soll Unternehmensgründungen durch zahl-
reiche Gebühren- und Abgabenbefreiungen erleichtern. In der Praxis stellt sich jedoch häufig 
die Frage, wann tatsächlich eine begünstigte „Neugründung“ vorliegt – und wann nicht. 

VORAUSSETZUNGEN FÜR EINE  
BEGÜNSTIGTE NEUGRÜNDUNG
Eine Neugründung im Sinne des NeuFöG liegt nur 
dann vor, wenn mehrere Voraussetzungen gleichzei-
tig erfüllt sind:
•	 Es muss eine bisher nicht vorhandene betriebliche 

Struktur geschaffen werden.
•	 Der Betrieb muss der Erzielung betrieblicher Ein-

künfte dienen.
•	 Der Betriebsinhaber darf sich innerhalb der letz-

ten fünf Jahre weder im Inland noch im Ausland 
in vergleichbarer Art beherrschend betrieblich 
betätigt haben.

•	 Es darf keine bloße Fortführung oder Umgestal-
tung eines bestehenden Betriebes vorliegen. 

Entscheidend ist daher, dass tatsächlich ein neuer 
Betrieb entsteht und nicht lediglich ein bestehendes 
Unternehmen in anderer Form weitergeführt wird.

WANN LIEGT KEINE NEUGRÜNDUNG VOR?
Keine Neugründung liegt insbesondere in folgenden 
Fällen vor:
•	 bloße Änderung der Rechtsform (z.B. Umwand-

lung eines Einzelunternehmens in eine GmbH),
•	 entgeltliche oder unentgeltliche Betriebsübertra-

gung,
•	 Übernahme eines bestehenden Betriebes,
•	 Fortführung eines bereits vorhandenen Unter-

nehmens unter neuem Namen oder durch andere 
Personen. 

Auch bei einer Erweiterung eines bereits bestehenden 
Betriebes kann die NeuFöG-Begünstigung verloren 
gehen, wenn dadurch keine eigenständige neue be-
triebliche Struktur geschaffen wird.

ZEITPUNKT DER NEUGRÜNDUNG
Als Zeitpunkt der Neugründung gilt jener Monat, 
in dem das Unternehmen erstmals „werbend nach 
außen“ auftritt. Maßgeblich ist somit der tatsächliche 
Beginn der betrieblichen Tätigkeit am Markt. 

PRAKTISCHE BEDEUTUNG
Die richtige Beurteilung ist wesentlich, da mit dem 
NeuFöG zahlreiche Begünstigungen verbunden sind. 
Dazu zählen insbesondere:
•	 Befreiungen von bestimmten Gebühren und Abga-

ben,
•	 Erleichterungen bei der Grunderwerbsteuer,
•	 Firmenbuchgebühren sowie
•	 Begünstigungen bei Lohnnebenkosten. 

CONCLUSIO
Ob tatsächlich eine Neugründung im Sinne des 
NeuFöG vorliegt, ist stets anhand der konkreten wirt-
schaftlichen Verhältnisse zu beurteilen. Gerade bei 
Umgründungen, Betriebsübernahmen oder ähnlichen 
Tätigkeiten bestehen häufig Abgrenzungsprobleme. 
Eine sorgfältige steuerliche Prüfung vor der Grün-
dung kann daher helfen, spätere Nachteile oder den 
Verlust von Begünstigungen zu vermeiden.

WANN LIEGT EINE NEUGRÜNDUNG ISD NEUFÖG VOR?

Die richtige Wahl für Ihr Business: Hinter jedem erfolgreichen Unternehmen
stehen Menschen. Für uns ist die Beziehung zu Ihnen entscheidend.

WIR LEBEN PARTNERSCHAFT. rbop.at

WICHTIGE ENTSCHEIDUNGEN LIEGEN UNS NICHT FERN –
WIR TREFFEN SIE HIER. GEMEINSAM MIT IHNEN.

Prok. Petra Matitz
Leiterin Business Banking

Warum wir gemeinsam stärker sind:

• Vertrauen als Fundament
 Wir hören zu, verstehen Ihre Anliegen und stehen Ihnen ehrlich zur Seite.
• Nähe, die zählt
 Wir sind hier zu Hause – genau wie Sie. Unsere Beziehung basiert auf 
 echter Nähe und Verständnis.
• Persönliche Ansprechpartner:innen
 Keine Warteschleifen und direkte Ansprechpartner:innen, die Sie kennen.
• Gemeinsam erfolgreich
 Ihre Ziele sind unsere Ziele. Gemeinsam schaffen wir mehr.
• Offene Kommunikation
 Wir agieren verständlich, klar und partnerschaftlich miteinander.

Vereinbaren Sie einfach
ein Gespräch. Wir freuen 
uns auf Sie.

Raiffeisenbank Oberpinzgau
Kirchgasse 12, 5730 Mittersill
T: +43 6562 6445
E: businessbanking@rbop.at

MANUELA 
RAINER ZUM 20-JÄHRIGEM  

DIENSTJUBILÄUM 
im April 2026

WIR GRATULIEREN
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